
Landgericht Ansbach

Az.:  2 O 474/26

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

Schindler Bernhard, Campingstraße 53, 91056 Erlangen
- Verfügungskläger -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Weiss & Grunert, Dreifaltigkeitsplatz 176, 84028 Landshut, Gz.: 00477/26 BK/

gegen

bk Group AG, vertreten durch den Vorstand Wolfarth Gerold, bk Group Platz 1, 91628 Steins-
feld OT Endsee
- Verfügungsbeklagte -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB, Prinzregentenstraße 22, 
80538 München, Gz.: 080154-2025

wegen Unterlassung persönlichkeitsverletzender und kreditgefährdender Tatsachenbehauptun-
gen

erlässt das Landgericht Ansbach - 2. Zivilkammer - durch den Richter am Landgericht Jarschel 

als Einzelrichter aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 10.06.2026 folgendes

Endurteil

I.

Der Antragsgegnerin wird bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung festzuset-

zenden Ordnungsgeldes bis zu EUR 250.000,00, ersatzweise Ordnungshaft, oder Ord-

nungshaft bis zu sechs Monaten, Ordnungshaft jeweils zu vollziehen an den Mitgliedern 

des Vorstands der Antragsgegnerin, untersagt,

1. zu behaupten und/oder behaupten zu lassen und/oder zu verbreiten und/oder verbreiten zu 

Beglaubigte Abschrift
 



lassen, im Zusammenhang mit rechtlichen Schritten eines ehemaligen Kapitalgebers in 

Dubai gegen den Antragsteller bestehe gegen den Antragsteller bis heute ein Einreisever-

bot, das an die vollständige Klärung des Sachverhalts beziehungsweise die vollständige 

Begleichung offener Forderungen geknüpft sei, wenn dies geschieht wie in dem von der 

Antragsgegnerin veröffentlichten sogenannten „Schlussbericht über die Insolvenz der Fir-

menbeteiligung THE GROW GmbH“, dort mit der Aussage:

„Darüber  hinaus  wurde  uns  ein  konkreter  Fall  bekannt,  in  dem ein  ehemaliger  Kapi -

talgeber  rechtliche  Schritte  in  Form  einer  Anzeige  in  Dubai  gegen  Bernhard  Schind -

ler  persönlich  eingeleitet  hat.  In  diesem Zusammenhang  besteht  nach  unserem 

Kenntnisstand  bis  heute  ein  Einreiseverbot,  das  an  die  vollständige  Klärung  des  

Sachverhalts  beziehungsweise  die  vollständige  Begleichung  offener  Forderungen  ge -

knüpft  ist.“

2. zu behaupten und/oder behaupten zu lassen und/oder zu verbreiten und/oder verbreiten zu 

lassen, eine von dem Antragsteller gegen Reiner Schönauer angestrengte Unterlassungs-

klage sei durch das Amtsgericht Ingolstadt am 20.03.2026 abgewiesen worden und habe 

zu dem Ergebnis geführt: „Kein Kontingent, keine Provision, keine Grundlage für eine Un-

terlassung“, wenn dies geschieht wie in dem von der Antragsgegnerin veröffentlichten so-

genannten „Schlussbericht über die Insolvenz der Firmenbeteiligung THE GROW GmbH“, 

dort mit der Aussage:

„Eine  in  diesem Zusammenhang  angestrengte  Unterlassungsklage  von  Bernhard  

Schindler  gegen  Reiner  Schönauer  wurde  durch  das  Amtsgericht  Ingolstadt  am 

20.03.2026  abgewiesen  und  führt  zu  einem klaren,  sachlich  belegbaren  Ergebnis:  

Kein  Kontingent,  keine  Provision,  keine  Grundlage  für  eine  Unterlassung.“

3. zu behaupten und/oder behaupten zu lassen und/oder zu verbreiten und/oder verbreiten zu 

lassen, der Unterlassungsklage des Antragstellers gegen den Vorstand der Antragsgegne-

rin, Gerold Georg Wolfarth, sei ausschließlich deshalb zunächst stattgegeben worden, weil 

der dafür notwendige Insolvenzbericht mit dem Beweis der Forderungshöhe von über EUR 

5 Mio. nur in der THE GROW GmbH dem Gericht zu diesem Zeitpunkt noch nicht als Ent-

lastung habe vorgelegt werden können, wenn dies geschieht wie in dem von der Antrags-

gegnerin veröffentlichten sogenannten 

Schlussbericht über die Insolvenz der Firmenbeteiligung THE GROW GmbH“, dort mit der 

Aussage:
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„Auch  gegen  den  Vorstand  der  bk  Group  AG,  Gerold  Wolfarth  wurde  von  Bernhard  

Schindler  eine  Unterlassungsklage  eingereicht,  der  zunächst  stattgegeben  wurde  al -

lerdings  ausschließlich  vor  dem Hintergrund,  dass  der  dafür  notwendige  Insolvenz -

bericht  mit  dem Beweis  der  Forderungshöhe  von  über  5  Mio.,  nur  in  der  THE  

GROW GmbH zu  diesem Zeitpunkt  noch  nicht  dem Gericht  als  Entlastung  vorge -

legt  werden  konnte.“

II. 

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens

Beschluss

Der Streitwert wird auf 15.000,00 € festgesetzt.

Tatbestand

Der Antragsteller begehrt von der Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Verfügung die Un-

terlassung der Verbreitung dreier Aussagen aus einem von der Antragsgegnerin veröffentlichten 

„Schlussbericht über die Insolvenz der Firmenbeteiligung THE GROW GmbH“.

Der Antragsteller war Gesellschafter und Geschäftsführer der THE GROW GmbH. Die Antrags-

gegnerin war an dieser Gesellschaft beteiligt. Im Frühjahr 2025 kam es zwischen den Beteiligten 

zu gesellschaftsrechtlichen Auseinandersetzungen. In der Folge erwarb die Antragsgegnerin auf 

Grundlage einer vertraglichen Sicherungsregelung mittelbar die Geschäftsanteile des Antragstel-

lers an der THE GROW GmbH. Der Antragsteller legte sein Amt als Geschäftsführer nieder. Spä-

ter wurde über das Vermögen der THE GROW GmbH das Insolvenzverfahren eröffnet. Zwischen 

den Parteien bestehen Meinungsverschiedenheiten über die Ursachen und Verantwortlichkeiten 

hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwicklung der Gesellschaft.

Der Antragsteller ist ferner Geschäftsführer der Innovation Circle Managementgesellschaft mbH, 

die unter der Bezeichnung „Schindler Circle“ ein Mentoring-, Leadership- und Beratungspro-
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gramm anbietet.

Am 22.04.2026 veröffentlichte die Antragsgegnerin auf ihrer Internetseite einen „Schlussbericht 

über die Insolvenz der Firmenbeteiligung THE GROW GmbH“.

Der Antragsteller behauptet, die Veröffentlichung greife rechtswidrig in sein allgemeines Persön-

lichkeitsrecht ein. Zwar wende er sich nicht gegen die Berichterstattung über die Insolvenz der 

THE GROW GmbH, den früheren Gesellschafterstreit oder die wirtschaftliche Entwicklung der 

Gesellschaft als solche. Der Bericht enthalte jedoch mehrere unzutreffende Tatsachenbehaup-

tungen, die geeignet seien, ihn geschäftlich und persönlich erheblich zu beeinträchtigen.

Der Antragsteller behauptet, die Antragsgegnerin habe in dem Bericht wahrheitswidrig behauptet, 

gegen ihn bestehe bis heute ein Einreiseverbot in Dubai. Ein solches Einreiseverbot habe zu kei-

nem Zeitpunkt bestanden. Die Formulierung „nach unserem Kenntnisstand“ ändere nichts daran, 

dass es sich um eine Tatsachenbehauptung handele.

Ferner habe die Antragsgegnerin wahrheitswidrig behauptet, eine von ihm gegen Reiner Schö-

nauer erhobene Unterlassungsklage sei am 20.03.2026 abgewiesen worden und habe zu dem 

Ergebnis geführt: „Kein Kontingent, keine Provision, keine Grundlage für eine Unterlassung“. Tat-

sächlich sei das Verfahren durch Vergleich beendet worden. Eine gerichtliche Entscheidung über 

die Begründetheit seiner Ansprüche sei nicht ergangen.

Weiter behauptet der Antragsteller, die Antragsgegnerin habe wahrheitswidrig dargestellt, einer 

gegen Gerold Wolfarth gerichteten Unterlassungsklage sei ausschließlich deshalb zunächst 

stattgegeben worden, weil ein Insolvenzbericht mit dem Nachweis von Forderungen über mehr 

als 5 Mio. € dem Gericht damals noch nicht vorgelegen habe. Tatsächlich habe das Landgericht 

Ellwangen festgestellt, dass der Verfügungsanspruch und der Verfügungsgrund gegeben gewe-

sen seien und der dortige Antragsgegner ohne das erledigende Ereignis voraussichtlich unterle-

gen wäre.

Der Antragsteller ist der Ansicht, sämtliche beanstandeten Aussagen stellten unwahre Tatsa-

chenbehauptungen dar. Sie vermittelten den Eindruck, gegen ihn erhobene Vorwürfe seien be-

rechtigt und gerichtlich bestätigt worden. Dies beeinträchtige seine persönliche und berufliche 

Reputation erheblich.

Der Antragsteller beantragt,
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I.

Der Antragsgegnerin wird bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung festzuset-

zenden Ordnungsgeldes bis zu EUR 250.000,00, ersatzweise Ordnungshaft, oder Ord-

nungshaft bis zu sechs Monaten, Ordnungshaft jeweils zu vollziehen an den Mitgliedern 

des Vorstands der Antragsgegnerin, untersagt,

zu behaupten und/oder behaupten zu lassen und/oder zu verbreiten und/oder verbreiten zu 

lassen, im Zusammenhang mit rechtlichen Schritten eines ehemaligen Kapitalgebers in 

Dubai gegen den Antragsteller bestehe gegen den Antragsteller bis heute ein Einreisever-

bot, das an die vollständige Klärung des Sachverhalts beziehungsweise die vollständige 

Begleichung offener Forderungen geknüpft sei, wenn dies geschieht wie in dem von der 

Antragsgegnerin veröffentlichten sogenannten „Schlussbericht über die Insolvenz der Fir-

menbeteiligung THE GROW GmbH“, dort mit der Aussage:

„Darüber  hinaus  wurde  uns  ein  konkreter  Fall  bekannt,  in  dem ein  ehemaliger  Kapi -

talgeber  rechtliche  Schritte  in  Form  einer  Anzeige  in  Dubai  gegen  Bernhard  Schind -

ler  persönlich  eingeleitet  hat.  In  diesem Zusammenhang  besteht  nach  unserem 

Kenntnisstand  bis  heute  ein  Einreiseverbot,  das  an  die  vollständige  Klärung  des  

Sachverhalts  beziehungsweise  die  vollständige  Begleichung  offener  Forderungen  ge -

knüpft  ist.“

zu behaupten und/oder behaupten zu lassen und/oder zu verbreiten und/oder verbreiten zu 

lassen, eine von dem Antragsteller gegen Reiner Schönauer angestrengte Unterlassungs-

klage sei durch das Amtsgericht Ingolstadt am 20.03.2026 abgewiesen worden und habe 

zu dem Ergebnis geführt: „Kein Kontingent, keine Provision, keine Grundlage für eine Un-

terlassung“, wenn dies geschieht wie in dem von der Antragsgegnerin veröffentlichten so-

genannten „Schlussbericht über die Insolvenz der Firmenbeteiligung THE GROW GmbH“, 

dort mit der Aussage:

„Eine  in  diesem Zusammenhang  angestrengte  Unterlassungsklage  von  Bernhard  

Schindler  gegen  Reiner  Schönauer  wurde  durch  das  Amtsgericht  Ingolstadt  am 

20.03.2026  abgewiesen  und  führt  zu  einem klaren,  sachlich  belegbaren  Ergebnis:  

Kein  Kontingent,  keine  Provision,  keine  Grundlage  für  eine  Unterlassung.“

zu behaupten und/oder behaupten zu lassen und/oder zu verbreiten und/oder verbreiten zu 

lassen, der Unterlassungsklage des Antragstellers gegen den Vorstand der Antragsgegne-
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rin, Gerold Georg Wolfarth, sei ausschließlich deshalb zunächst stattgegeben worden, weil 

der dafür notwendige Insolvenzbericht mit dem Beweis der Forderungshöhe von über EUR 

5 Mio. nur in der THE GROW GmbH dem Gericht zu diesem Zeitpunkt noch nicht als Ent-

lastung habe vorgelegt werden können, wenn dies geschieht wie in dem von der Antrags-

gegnerin veröffentlichten sogenannten Schlussbericht über die Insolvenz der Firmenbeteili-

gung THE GROW GmbH“, dort mit der Aussage:

„Auch  gegen  den  Vorstand  der  bk  Group  AG,  Gerold  Wolfarth  wurde  von  Bernhard  

Schindler  eine  Unterlassungsklage  eingereicht,  der  zunächst  stattgegeben  wurde  al -

lerdings  ausschließlich  vor  dem Hintergrund,  dass  der  dafür  notwendige  Insolvenz -

bericht  mit  dem Beweis  der  Forderungshöhe  von  über  5  Mio.,  nur  in  der  THE  

GROW GmbH zu  diesem Zeitpunkt  noch  nicht  dem Gericht  als  Entlastung  vorge -

legt  werden  konnte.“

II.  Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens

Die Antragsgegnerin beantragt, den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zurückzuwei-

sen.

Die Antragsgegnerin behauptet, der Bericht stelle die Vorgänge rund um die Insolvenz der THE 

GROW GmbH zutreffend dar. Die beanstandete Aussage zum Einreiseverbot gebe lediglich den 

damaligen Kenntnisstand der Antragsgegnerin wieder. Dieser habe auf Informationen Dritter be-

ruht.

Hinsichtlich des Verfahrens gegen Reiner Schönauer räumt die Antragsgegnerin ein, dass das 

Verfahren durch Vergleich beendet worden sei. Die angegriffene Formulierung stelle jedoch ledig-

lich eine verkürzte Zusammenfassung des Ergebnisses dar. Maßgeblich sei, dass der Antragstel-

ler keinen gerichtlichen Unterlassungstitel erlangt habe.

Bezüglich des Verfahrens gegen Gerold Wolfarth behauptet die Antragsgegnerin, die beanstande-

te Passage enthalte lediglich eine wertende Einschätzung des damaligen Prozessverlaufs. Ge-

meint sei gewesen, dass der später vorliegende Insolvenzbericht mit Forderungen von über 5 

Mio. € geeignet gewesen wäre, die damalige Bewertung der Vorgänge in einem anderen Licht er-

scheinen zu lassen.

Die Antragsgegnerin ist der Ansicht, die beanstandeten Äußerungen seien entweder zutreffend 

oder jedenfalls als zulässige Meinungsäußerungen anzusehen. Zudem fehle es an einem Verfü-

gungsgrund.
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Die mündliche Verhandlung fand am 10.06.2026 statt. Den Parteien wurde hier Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben. Zur Ergänzung des Tatbestandes wird auf die im Verfahren vorgelegten 

Schriftsätze der Parteien sowie das Sitzungsprotokoll Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Der einstweiligen Verfügung war stattzugeben. Verfügungsanspruch und Verfügungsgrund wurde 

mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit dem Gericht dargelegt.

A.

Dem Antragsteller steht gegen die Antragsgegnerin hinsichtlich sämtlicher angegriffener Äuße-

rungen ein Unterlassungsanspruch aus §§ 823 Abs. 1, 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB analog in Verbin-

dung mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht zu.

I. 

Die angegriffene Äußerung unter Ziff. 1 verletzt den Antragsteller in seinem allgemeinen Persön-

lichkeitsrecht.

Bei der Aussage „In  diesem Zusammenhang  besteht  nach  unserem Kenntnisstand  bis  heu -

te  ein  Einreiseverbot,  das  an  die  vollständige  Klärung  des  Sachverhalts  beziehungsweise  

die  vollständige  Begleichung  offener  Forderungen  geknüpft  ist.“  handelt es sich um eine Tat-

sachenbehauptung.

Für die Abgrenzung zwischen Tatsachenbehauptung und Meinungsäußerung ist nach ständiger 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht die subjektive Vorstellung des Äußernden 

maßgeblich, sondern das Verständnis eines unvoreingenommenen und verständigen Durch-

schnittsrezipienten. Ausgangspunkt ist dabei der Wortlaut der Äußerung, der allerdings unter Be-

rücksichtigung des sprachlichen Zusammenhangs und der erkennbaren Begleitumstände auszu-

legen ist.

Nach diesem Maßstab versteht der Durchschnittsleser die beanstandete Passage dahin, dass 

gegen den Antragsteller tatsächlich ein gegenwärtig fortbestehendes Einreiseverbot besteht. Die 
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Aussage beschreibt einen konkreten tatsächlichen Zustand, nämlich das Bestehen einer behörd-

lichen Maßnahme. Sie ist dem Beweis zugänglich und daher ihrem Schwerpunkt nach als Tatsa-

chenbehauptung einzuordnen.

Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin führt die Formulierung „nach unserem Kenntnis-

stand“ nicht dazu, dass lediglich eine Meinungsäußerung oder die neutrale Wiedergabe einer 

Fremdinformation vorliegt.

Zwar kann nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts die Wiedergabe fremder 

Äußerungen unter Umständen anders zu bewerten sein als deren Übernahme als eigene Be-

hauptung. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass für den Rezipienten erkennbar bleibt, dass der 

Äußernde sich die fremde Information gerade nicht zu eigen macht.

Daran fehlt es hier.

Die Antragsgegnerin beschränkt sich nicht darauf mitzuteilen, dass Dritte ein Einreiseverbot be-

hauptet hätten. Vielmehr wird die Information in die eigene Darstellung der Vorgänge um den An-

tragsteller eingebettet und als Teil des von der Antragsgegnerin dargestellten Sachverhalts prä-

sentiert. Für den Leser entsteht deshalb nicht der Eindruck, die Antragsgegnerin berichte lediglich 

über eine fremde Behauptung. Vielmehr versteht er die Passage dahin, dass die Antragsgegnerin 

selbst davon ausgeht, dass ein entsprechendes Einreiseverbot besteht.

Der Zusatz „nach unserem Kenntnisstand“ relativiert die Aussage zwar sprachlich, stellt jedoch 

keine hinreichende Distanzierung von ihrem Inhalt dar. Andernfalls könnte sich jeder Äußernde 

durch die Voranstellung entsprechender Floskeln der Verantwortung für die Verbreitung ehrenrüh-

riger Tatsachenbehauptungen entziehen.

Die Behauptung ist von der Antragsgegnerin nicht als wahr glaubhaft gemacht worden.

Die Darlegungs- und Glaubhaftmachungslast für die Wahrheit einer ehrenrührigen Tatsachenbe-

hauptung trägt grundsätzlich der Äußernde.

Die Antragsgegnerin hat insoweit lediglich eine Informationskette dargelegt. Danach soll ein Herr 

Klefenz Strafanzeige in Dubai erstattet haben. Ferner beruft sie sich auf Angaben eines Herrn 

Elkhawaga sowie auf die eidesstattliche Versicherung der Zeugin Wiegand, wonach dieser ein 

Dokument der „Police Direction Dubai“ vorgelegen haben soll.

Hierdurch wird jedoch allenfalls glaubhaft gemacht, dass Dritte entsprechende Informationen wei-

tergegeben haben. Nicht glaubhaft gemacht wird hierdurch das tatsächliche Bestehen eines Ein-
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reiseverbots.

Weder wurde eine behördliche Entscheidung vorgelegt noch ein sonstiger amtlicher Nachweis 

über die Verhängung einer Einreisesperre. Die eidesstattliche Versicherung des Herrn Klefenz 

verhält sich bereits nicht zum Bestehen eines Einreiseverbots. Die eidesstattliche Versicherung 

der Frau Wiegand ersetzt die Vorlage des angeblichen Dokuments nicht. Dieses Dokument wur-

de trotz der zentralen Bedeutung für den Vortrag der Antragsgegnerin nicht vorgelegt.

Demgegenüber hat der Antragsteller substantiiert vorgetragen und glaubhaft gemacht, dass ge-

gen ihn kein Einreiseverbot besteht. Er hat hierzu insbesondere auf eine Abfrage des offiziellen 

Online-Portals der Dubai Police verwiesen, aus welcher sich weder ein Einreiseverbot noch ein 

dort registriertes Verfahren ergeben soll. Diesem Vorbringen ist die Antragsgegnerin nicht mit 

gleichwertigen Glaubhaftmachungsmitteln entgegengetreten.

2.

Auch die zweite Aussage „Eine  in  diesem Zusammenhang  angestrengte  Unterlassungsklage  

von  Bernhard  Schindler  gegen  Reiner  Schönauer  wurde  durch  das  Amtsgericht  Ingolstadt  

am 20.03.2026  abgewiesen  und  führt  zu  einem klaren,  sachlich  belegbaren  Ergebnis:  Kein  

Kontingent,  keine  Provision,  keine  Grundlage  für  eine  Unterlassung.“  

stellt eine Tatsachenbehauptung dar.

Ein verständiger Durchschnittsleser entnimmt ihr, dass ein Gericht die Klage des Antragstellers 

sachlich geprüft und als unbegründet zurückgewiesen habe.

Dieser Aussagegehalt ist unzutreffend.

Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass das betreffende Verfahren nicht durch Urteil, sondern 

durch Vergleich beendet wurde. Ein gerichtlicher Vergleich enthält keine Sachentscheidung über 

die Begründetheit der geltend gemachten Ansprüche. Das Gericht stellt in einem solchen Fall ge-

rade nicht fest, ob die Klage begründet oder unbegründet war.

Soweit die Antragsgegnerin geltend macht, die Formulierung stelle lediglich eine vereinfachte Zu-

sammenfassung des Verfahrensausgangs dar, vermag dies nicht zu überzeugen.

Maßgeblich ist nicht, was die Antragsgegnerin mit der Aussage gemeint haben will, sondern wie 
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sie vom Leser verstanden wird. Ein verständiger Leser versteht „abgewiesen“ nicht als bloßen 

Hinweis darauf, dass kein Titel erlangt wurde, sondern als Aussage über eine gerichtliche Nieder-

lage des Antragstellers.

Hinzu kommt, dass die Formulierung:„Kein Kontingent, keine Provision, keine Grundlage für eine 

Unterlassung“ für den Leser den Eindruck einer gerichtlichen Feststellung vermittelt. Eine solche 

Feststellung ist indes unstreitig nicht getroffen worden.

Die Äußerung erweist sich deshalb insgesamt als unwahre Tatsachenbehauptung.

3. 

Auch hinsichtlich der dritten Äußerung besteht ein Unterlassungsanspruch.

Die Antragsgegnerin macht geltend, es handele sich um eine bloße Bewertung eines hypotheti-

schen Prozessverlaufs und damit um eine Meinungsäußerung.

Dieser Würdigung vermag das Gericht nicht zu folgen.

Zwar ist die Frage, wie ein Gericht bei Kenntnis weiterer Tatsachen möglicherweise entschieden 

hätte, grundsätzlich wertenden Elementen zugänglich. Maßgeblich bleibt jedoch der konkrete 

Aussagegehalt der beanstandeten Passage.

Die Antragsgegnerin erklärt dort nicht lediglich, sie halte eine andere gerichtliche Entscheidung für 

denkbar. Vielmehr führt sie aus, der Unterlassungsklage sei„ausschließlich vor dem Hintergrund“ 

stattgegeben worden, dass ein bestimmter Insolvenzbericht dem Gericht noch nicht vorgelegen 

habe.

Der durchschnittliche Leser versteht dies als Tatsachenmitteilung über den tatsächlichen Grund 

des damaligen Verfahrenserfolgs. Die Aussage vermittelt, dass der Antragsteller die damalige 

Entscheidung letztlich nur deshalb erreicht habe, weil dem Gericht entscheidende entlastende 

Unterlagen gefehlt hätten. Dies geht über die Äußerung einer bloßen Meinung hinaus.

Für diese Behauptung fehlt es an einer tragfähigen Tatsachengrundlage.

Die Antragsgegnerin hat keine gerichtliche Entscheidung, keinen gerichtlichen Hinweis und keine 

sonstige objektive Grundlage vorgelegt, aus der sich ergeben würde, dass das damalige Gericht 

seine Entscheidung auf das Fehlen eines Insolvenzberichts gestützt hätte.

Demgegenüber verweist der Antragsteller auf die gerichtliche Kostenentscheidung, wonach das 
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Gericht den geltend gemachten Unterlassungsanspruch als erfolgversprechend angesehen habe. 

Vor diesem Hintergrund ist jedenfalls nicht glaubhaft gemacht, dass die von der Antragsgegnerin 

behauptete Ursache des damaligen Verfahrenserfolgs zutrifft.

4.

Sämtliche streitgegenständlichen Äußerungen sind geeignet, das Ansehen des Antragstellers er-

heblich zu beeinträchtigen und stellen sich als ehrenrührig dar. Ehrenrührig ist eine Tatsachenbe-

hauptung insbesondere dann, wenn sie geeignet ist, den Betroffenen in den Augen Dritter herab-

zuwürdigen oder sein berufliches, wirtschaftliches oder persönliches Ansehen zu beeinträchti-

gen. Dies ist hier hinsichtlich aller drei beanstandeten Aussagen der Fall.

Die Behauptung eines gegen den Antragsteller bestehenden Einreiseverbots im Zusammenhang 

mit einer Strafanzeige und offenen Forderungen suggeriert gegenüber dem Durchschnittsleser 

erhebliche rechtliche Verfehlungen und begründet den Eindruck, staatliche Stellen hätten gegen 

den Antragsteller Zwangsmaßnahmen ergriffen. Die Aussage über das Verfahren gegen Reiner 

Schönauer vermittelt den Eindruck, der Antragsteller habe einen gerichtlichen Rechtsstreit in der 

Sache verloren und die gegen seinen Prozessgegner erhobenen Vorwürfe seien als unbegründet 

erkannt worden. Die Aussage zum Verfahren gegen Gerold Wolfarth legt demgegenüber nahe, 

der Antragsteller habe einen gerichtlichen Erfolg lediglich aufgrund unvollständiger Tatsachen-

grundlagen erzielt und die gegen ihn erhobenen Vorwürfe hätten sich bei vollständiger Kenntnis 

der Umstände als berechtigt erwiesen. Sämtliche Aussagen sind damit geeignet, das geschäftli-

che und persönliche Ansehen des Antragstellers nachhaltig zu beeinträchtigen.

B.

Auch der Verfügungsgrund ist gegeben.

Zwar wurde der Schlussbericht bereits am 22.04.2026 veröffentlicht. Daraus folgt jedoch unter 

den besonderen Umständen des vorliegenden Falles nicht, dass der Antragsteller die Dringlich-

keit selbst widerlegt hätte.

Der Antragsteller hat unmittelbar nach Kenntniserlangung außergerichtliche Schritte eingeleitet. 

Zudem war der Bericht nach dem beiderseitigen Parteivorbringen jedenfalls zeitweise nicht mehr 

über die Internetseite der Antragsgegnerin abrufbar. Der Antragsteller durfte deshalb zunächst da-

von ausgehen, dass die Veröffentlichung nicht weiter verbreitet werde.
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Hinzu kommt, dass die Antragsgegnerin nach dem glaubhaft gemachten Vortrag des Antragstel-

lers die Veröffentlichung anschließend erneut online stellte und deren Verbreitung durch bezahlte 

Werbemaßnahmen aktiv förderte. Der Antragsteller hat hierzu unter anderem Nachrichten des 

Vorstands der Antragsgegnerin vorgelegt, aus denen sich die gezielte Finanzierung von Goog-

le-Anzeigen zur dauerhaften Platzierung der Inhalte ergeben soll.

Damit handelt es sich nicht lediglich um die Fortwirkung einer einmaligen Veröffentlichung, son-

dern um eine erneute und verstärkte Verbreitung der beanstandeten Aussagen.

Unter diesen Umständen kann dem Antragsteller nicht entgegengehalten werden, er habe die Sa-

che nicht mit der erforderlichen Eile verfolgt. Die Dringlichkeitsvermutung ist nicht widerlegt.

C

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO.

Der Streitwertbeschluss beruht auf § 48 Abs. 1 GKG i. V. m. §§ 3 ff. ZPO.

gez.

 

Jarschel
Richter am Landgericht
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Verkündet am 15.06.2026

gez.
Hertlein, JAng

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Für die Richtigkeit der Abschrift
Ansbach, 16.06.2026

Hertlein, JAng
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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